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Satzung 

der Stadt Karlsruhe über Gebühren für die öffentliche  
Abwasserbeseitigung 

(Entwässerungsgebührensatzung) 
  
 

vom 16. Dezember 2014 (Amtsblatt vom 19. Dezember 2014), zuletzt geändert durch Sat-
zung vom 19. Dezember 2023 (Online Bekanntmachung vom 21. Dezember 2023) 
 
 
Aufgrund des § 4 Absatz 1 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO BW) in 
der Fassung vom 24. Juli 2000 (GBl. Seite 581, berichtigt Seite 698), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 27. Juni 2023 (GBl. Seite 229, 231), der §§ 2 und 13 des Kommunalabgabenge-
setzes für Baden-Württemberg (KAG) in der Fassung vom 17. März 2005 (GBl. Seite 206), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 17. Dezember 2020 (GBl. Seite 1233, 1249), hat der Ge-
meinderat der Stadt Karlsruhe folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 

Erhebungsgrundsatz 
 
Zur Deckung ihres Aufwandes für die öffentliche Abwasserbeseitigung erhebt die Stadt Karls-
ruhe Entwässerungsgebühren. 
 
 

§ 2 
 

Gebührentatbestand, Gebührenschuldnerin/Gebührenschuldner 
 
(1) Entwässerungsgebühren werden für die Einleitung von Abwasser sowie von Grundwas-

ser in die öffentlichen Abwasseranlagen, Gebühren für Grubeninhalte werden für die An-
lieferung von Grubeninhalten erhoben.  

 
(2) Gebührenschuldnerin/Gebührenschuldner für die Einleitung von Abwasser ist die Grund-

stückseigentümerin/der Grundstückseigentümer. Gebührenschuldnerin/Gebührenschuld-
ner ist auch, wer ohne Grundstückseigentümerin/Grundstückseigentümer zu sein 

 
 a) Anschlussnehmerin/Anschlussnehmer bei der öffentlichen Wasserversorgung ist 
 
 b) Wasser mittels Standrohr aus der öffentlichen Wasserversorgung entnimmt, das an-

schließend den öffentlichen Abwasseranlagen zugeführt wird.  
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(3) Schuldnerin/Schuldner der Gebühren für Grubeninhalte ist, wer den Inhalt aus Abwasser-
gruben anliefert.  

 
(4) Gebührenschuldnerin/Gebührenschuldner für die Einleitung von Grundwasser ist die Ei-

gentümerin/der Eigentümer des Grundstücks, von dem aus Grundwasser in die öffentli-
chen Abwasseranlagen eingeleitet wird. Gebührenschuldnerin/Gebührenschuldner ist 
auch, wer Grundwasser entnimmt und in die öffentlichen Abwasseranlagen einleitet. 

 
(5) Soweit auf einem Grundstück schuldrechtlich Berechtigte, Erbbauberechtigte, Nießbrau-

cherinnen und Nießbraucher oder sonst zur Nutzung eines Grundstücks dinglich Berech-
tigte bestehen, sind diese den Grundstückseigentümerinnen und Grundstückseigentü-
mern gleichgestellt und treten – in der Reihenfolge dieser Aufzählung – an die Stelle der 
zuvor bestimmten Gebührenschuldnerinnen und Gebührenschuldnern. Bei mehreren zur 
Nutzung eines Grundstücks Berechtigten sind diese in dem Verhältnis Gebührenschuld-
nerin/Gebührenschuldner, in dem sie die öffentlichen Abwasseranlagen benutzen. 

 
(6) Mehrere Gebührenschuldnerin/Gebührenschuldner haften Gesamtschuldnerinnen  
 oder Gesamtschuldner. 
 
 

§ 3 
 

Gebührenmaßstab 
 
(1) Es werden Schmutzwassergebühren und Niederschlagswassergebühren getrennt erho-

ben. Die Schmutzwassergebühren bemessen sich nach der anfallenden Schmutzwasser-
menge, die Niederschlagswassergebühren nach der Größe und der Versiegelungsart der 
versiegelten Fläche. 

 
(2) Als anfallende Schmutzwassermenge gelten: 
 
 1. die Wassermenge, die aus den öffentlichen Wasserversorgungsanlagen bezogen oder 

entnommen wird, 
 
 2. die Wassermenge, die bei nichtöffentlicher Trink- oder Brauchwasserversorgung aus 

anderen Wassergewinnungsanlagen oder aus Gewässer bezogen oder entnommen 
wird und nicht ausschließlich für die Bewässerung von Gärten, Parks oder ähnlich ge-
nutzten Flächen verwendet wird, 

 
 3. das in die öffentlichen Abwasseranlagen eingeleitete und durch geeignete Messein-

richtungen zu ermittelnde Grundwasser, 
 
 4. das Niederschlagswasser, das aufgrund seiner Verschmutzung in den Schmutz- oder 

Mischwasserkanal eingeleitet werden muss, mit Ausnahme von Brauchwasser aus Re-
genwasserzisternen. 

 
(3) Als versiegelte Fläche im Sinne der Abs. 1 und 2 gilt der bebaute und befestigte Teil des 

Grundstücks, von dem Niederschlagswasser direkt den öffentlichen Abwasseranlagen zu-
geführt wird, oder von dem Niederschlagswasser auf andere Weise in die öffentlichen 
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Abwasseranlagen gelangt, multipliziert mit dem jeweils geltenden Faktor nach Anlage, 
die Bestandteil dieser Satzung ist. Mehrere Grundstücke können zusammen veranlagt 
werden, wenn sie als wirtschaftliche Einheit genutzt werden. Das Gesamtergebnis ge-
meinsam veranlagter Flächen wird auf volle 10 m2 abgerundet. 

 
(4) Bei Grundstücken, bei denen eine gemeinsame Mengenmessung des auf dem Grund-

stück anfallenden Schmutz- und Niederschlagswassers erfolgt, gilt als Schmutzwasser-
menge die tatsächlich gemessene und eingeleitete Abwassermenge abzüglich der für das 
betreffende Grundstück errechneten Jahres-Niederschlagswassermenge. Diese errechnet 
sich aus der durch das städtische Tiefbauamt ermittelten Niederschlagshöhe multipliziert 
mit der reduzierten versiegelten Fläche. 

 
(5) Die Gebühren für Grubeninhalte werden nach der auf dem Anlieferschein genannten 

Menge des Grubeninhalts bemessen.  
 
(6) Kann ein zuverlässiger Nachweis der für die Gebührenbemessung maßgebenden Einlei-

tungsmenge oder Fläche nicht erbracht werden, so ist die Bemessungsgrundlage nach 
Maßgabe des § 162 der Abgabenordnung zu schätzen.  

 
(7) Die Messeinrichtungen für den Nachweis der dem Grundstück aus öffentlichen oder pri-

vaten Wasserversorgungsanlagen zugeführten Wassermenge sowie der geförderten 
Grundwassermenge werden von der Stadtwerke Karlsruhe GmbH beschafft, eingebaut, 
unterhalten und abgelesen. Der Einbau und die Wartung der für die Gebührenbemes-
sung erforderlichen Einrichtungen sowie das Ablesen der Werte sind durch die Grund-
stückseigentümerin/den Grundstückseigentümer oder die sonstigen Anschlusspflichtigen 
zu dulden. Eingriffe und Reparaturen an den Messeinrichtungen sind nur den von der 
Stadtwerke Karlsruhe GmbH beauftragten Personen gestattet. Im Übrigen gelten für die 
Gebrauchsüberlassung von Messeinrichtungen die Vorschriften der Verordnung über all-
gemeine Bedingungen für die Versorgung von Wasser in ihrer jeweils gültigen Fassung. 

 
(8) Bei nur vorübergehender Grundwasserhaltung sowie in den Fällen, in denen die Entwäs-

serungsgebühr nach der Menge des eingeleiteten Abwassers erhoben wird, ist die Mess-
einrichtung von der Anschlussnehmerin/vom Anschlussnehmer selbst zu schaffen, einzu-
bauen und zu unterhalten. 

 
 

§ 4 
 

Absetzungen an der Bemessungsgrundlage 
 
(1) Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentlichen Abwasseranlagen eingeleitet 

werden, sind auf Antrag der Gebührenschuldnerin/des Gebührenschuldners bei der Be-
messung der Schmutzwassergebühr abzusetzen. Der Nachweis der Abzugsmenge ist in 
der Regel durch geeichte Abzugszähler zu führen, die die Gebührenschuldnerin/der Ge-
bührenschuldner zu beschaffen und nach Maßgabe der eichrechtlichen Vorschriften zu 
unterhalten hat. Die Stadt kann eine Pauschalierung der Abzugsmenge auf der Grund-
lage von Erfahrungswerten zulassen, wenn ein Abzugszähler zur zuverlässigen Ermittlung 
der Abzugsmenge ungeeignet ist.  

 



4 | Karlsruher Stadtrecht | 7/2 Satzung der Stadt Karlsruhe über Gebühren für die öffentliche Abwasserbeseitigung 
(Entwässerungsgebührensatzung) | Stand: 1. Januar 2024 

(2) Der Antrag auf Herabsetzung der Entwässerungsgebühren muss den Stand des Abzugs-
zählers zu Beginn und am Ende des Abrechnungszeitraums sowie die Nummer des Ab-
zugszählers angeben. Dies gilt nicht im Falle des Absatzes 1 Satz 3.  

 
(3) Der Antrag auf Herabsetzung der Entwässerungsgebühr muss vor Ablauf eines Jahres 

nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides bei der Stadt eingegangen sein. Später ein-
gehende Anträge können nur unter den Einschränkungen des § 173 Abs. 1 Nr. 2 der Ab-
gabenordnung berücksichtigt werden. 

 
 

§ 5 
 

Gebührensätze 
 
(1) Die Gebühren betragen: 
 
 1,88 Euro je m3 Schmutzwasser (Schmutzwassergebühr) zuzüglich 
 3,84 Euro je 10 m2 versiegelte Fläche und Jahr (Niederschlagswassergebühr). 
 
(2) Die Gebühr für Grubeninhalte beträgt 6,08 Euro je m³. 
 
(3) Für die Einleitung von Grundwasser gemäß § 3 Absatz 2 Nr. 3, das nicht dem Klärwerk 

zugeführt wird, beträgt die Gebühr 0,41 Euro je m3. 
 
 Für die Einleitung von Grundwasser gemäß § 3 Absatz 2 Nr. 3, das dem Klärwerk zuge-

führt wird, beträgt die Gebühr 1,88 Euro je m³. 
 
(4) Für die Beschaffung, den Einbau und die Unterhaltung von Messeinrichtungen gemäß 

§ 3 Absatz 2 Nr. 3 sowie § 3 Absatz 7, die nicht zugleich der Wassergeldberechnung 
durch die Stadtwerke Karlsruhe GmbH dienen, erheben die Stadtwerke Karlsruhe GmbH 
ein Entgelt nach dem jeweils gültigen Tarif für die Benutzung von Wasserzählern (Mess-
preis). 

 
(5) Im Falle einer nach Erlass der Satzung eintretenden Steuerpflicht gelten die oben genann-

ten Beträge als Nettobeträge und die entsprechende Steuer kann ab dem Geltungsbe-
ginn der Steuer vom Gebührenpflichtigen gefordert werden. 

 
 

§ 6 
 

Entstehung, Fälligkeit, Einzug, Vorauszahlungen 
 
 (1) Die Gebührenschuld entsteht täglich zum Ablauf eines Kalenderjahres (Entstehungszeit-

raum). Mehrere Entstehungszeiträume können zur Abrechnung zusammengefasst wer-
den (Abrechnungszeitraum). Abrechnungszeitraum für die Erhebung der Gebühren ist in 
der Regel der Zeitraum, für den der Wasserverbrauch zur Berechnung des Entgelts für die 
Wasserlieferung festgestellt wird. Für Niederschlagswasser kann ein abweichender Ab-
rechnungszeitraum festgelegt werden. Für die Erhebung der Niederschlagswassergebühr 
gilt dies mit der Maßgabe, dass der erste Abrechnungszeitraum jedoch frühestens mit 
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dem Tag beginnt, an dem befestigte Flächen an die öffentlichen Abwasseranlagen ange-
schlossen sind. In den Fällen des § 2 Abs. 2 Satz 2 Buchst. b) sowie bei Grundwasserein-
leitungen entsteht die Gebühr mit der Einleitung. Die Gebühren für Grubeninhalte ent-
stehen mit der Anlieferung des Grubeninhalts an der Übergabestelle. 

 
(2) Die Gebührenschuld gemäß § 3 Abs. 1 ruht auf dem Grundstück bzw. dem Erbbaurecht 

als öffentliche Last (§ 13 Abs. 3 i.V.m. § 27 KAG). 
 
(3) Soweit die Entwässerungsgebühren nicht von der Stadt selbst festgesetzt und erhoben 

werden, geschieht dies durch die Stadtwerke Karlsruhe GmbH zusammen mit den Ent-
gelten für die Wasserlieferung. Die Stadtwerke Karlsruhe GmbH ist in diesen Fällen be-
rechtigt, die Entwässerungsgebühren zu berechnen, Entwässerungsgebührenbescheide 
auszufertigen und zu versenden, Entwässerungsgebühren entgegenzunehmen und an 
die Stadt abzuführen, Nachweise darüber für die Stadt zu führen sowie die erforderlichen 
Daten zu verarbeiten und der Stadt mitzuteilen. Die Festsetzung und Erhebung der Ent-
wässerungsgebühren kann bei Teilnahme am Online-Service der Stadtwerke Karlsruhe 
GmbH auf Antrag des Gebührenpflichtigen auch auf elektronischem Wege erfolgen. 

 
(4) Die Entwässerungsgebühren werden außer in den Fällen des § 2 Abs. 2 Satz 2 Buchst. b) 

und Abs. 3 in einem Jahresbetrag festgesetzt; bis zur Gebührenfestsetzung sind monatli-
che Vorauszahlungen auf der Grundlage des letzten Jahresbetrages zu entrichten. Wer-
den bei Abnehmerinnen/Abnehmern der Stadtwerke Karlsruhe GmbH für die Abrech-
nung des Entgelts für die Wasserlieferung kürzere Erhebungszeiträume festgelegt (Son-
derabrechnung), gelten diese für die Entwässerungsgebühren entsprechend. 

 
(5) Liegen Vergleichswerte aus dem Vorjahr nicht vor, werden die Vorauszahlungen für die 

Entwässerungsgebühren unter Berücksichtigung aller für den Einzelfall maßgebenden 
Umstände geschätzt. Das Gleiche gilt für eine Anpassung der Vorauszahlungen an die 
tatsächlichen Verhältnisse, wenn bei der Gebührenschuldnerin/beim Gebührenschuldner 
wesentliche Veränderungen in der Benutzung der öffentlichen Abwasseranlagen eintre-
ten.  

 
(6) Treten im Laufe des Abrechnungszeitraumes Änderungen bei den Bemessungsgrundla-

gen ein, so werden die Gebühren beginnend mit dem darauffolgenden Tag neu festge-
setzt.  

 
(7) Die festgesetzte Entwässerungsgebühr wird mit Bekanntgabe des Festsetzungsbeschei-

des fällig. 
 
 

§ 6 a 
 

Ermittlung bebauter und befestigter Flächen 
 

(1) Bemessungsgrundlage für die Niederschlagswassergebühr sind die bebauten und befes-
tigten Flächen der Grundstücke, von denen Niederschlagswasser in die öffentlichen Ab-
wasseranlagen eingeleitet wird. 
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(2) Um die Niederschlagswassergebühr ermitteln zu können, haben die Eigentümerinnen/Ei-
gentümer oder sonstigen Nutzungsberechtigten von Grundstücken Lage und Größe der 
bebauten oder befestigten Grundstücksflächen im Sinne von Absatz 1 innerhalb eines 
Monats nach Aufforderung in prüffähiger Form der Stadt mitzuteilen. Prüffähige Unterla-
gen sind Lagepläne, in denen die bebauten und befestigten Flächen im Sinne von Absatz 
1 gekennzeichnet und die für die Berechnung der Flächen notwendigen Maße, die Befes-
tigungsarten sowie die Art der Ableitung und Verwendung des Niederschlagswassers von 
diesen Teilflächen eingetragen sind. Auf Verlangen sind die amtlichen Vordrucke zu ver-
wenden. 

 
(3) Mit der Ermittlung und laufenden Weiterführung der Flächendaten für die Berechnung 

der Niederschlagswassergebühr, der Datenverarbeitung hierfür und der Mitteilung der 
verarbeiteten Daten an die Stadt und die Stadtwerke Karlsruhe GmbH kann die Stadt 
Dritte beauftragen. 

 
  

§ 7 
 

Weitere Anzeige- und Auskunftspflichten 
 
(1) Die Gebührenschuldnerin/Der Gebührenschuldner hat der Stadt - gegebenenfalls unter 

Verwendung amtlicher Vordrucke - innerhalb eines Monats anzuzeigen, 
 
 1. den Erwerb oder die Veräußerung eines an die öffentlichen Abwasseranlagen ange-

schlossenen Grundstücks durch Vorlage eines Grundbuchauszugs, 
 
 2. die Verwendung von Wasser, das nicht aus der öffentlichen Wasserversorgung 

stammt, 
 
 3. eine Veränderung der versiegelten Flächen durch Vorlage von Lageplänen im Maßstab 

1 : 500, in denen die bebauten und befestigten Grundstücksflächen gekennzeichnet 
und die für die Berechnung der Flächen notwendigen Maße, die Befestigungsarten so-
wie die Art der Ableitung und Verwendung des Niederschlagswassers von diesen Teil-
flächen sowie die Flurstücks-Nummer eingetragen sind, 

 
 4. alle sonstigen Veränderungen, die für die Gebührenerhebung von Bedeutung sind. 
 
(2) Die Gebührenschuldnerin/der Gebührenschuldner hat den Beauftragten der Stadt alle 

Auskünfte zu erteilen, die zur Festsetzung der Gebühren notwendig sind. Hierzu haben 
sie erforderlichenfalls Einblick in die Betriebsvorgänge zu gewähren. 

 
(3) Die Stadtwerke Karlsruhe GmbH ist gegen angemessene Kostenerstattung verpflichtet, 

die zur Gebührenerhebung erforderlichen Daten der Stadt mitzuteilen. Auf die Datenwei-
terleitung an die Stadt ist die Gebührenschuldnerin/der Gebührenschuldner im Gebüh-
renbescheid hinzuweisen. 
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§ 8 
 

Betretungsrecht 
 

Die Beauftragten der Stadt sind berechtigt, Grundstücke zur Prüfung der Gebührenpflicht und 
für ihre Ermittlungen im Rahmen der Gebührenfestsetzung zu betreten. Die Gebührenschuld-
nerinnen/Gebührenschuldner haben die erforderlichen Ermittlungen und Prüfungen zu unter-
stützen. 
 

 
§ 9 

 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 1. Januar 2015 in Kraft. Die letzte Änderung vom  
19. Dezember 2023 tritt am 1. Januar 2024 in Kraft. 
 

 



Anlage zu § 3 Abs. 3 der Satzung über die Erhebung  
von Gebühren für die Abwasserbeseitigung 

 
 
Die für die Erhebung der Niederschlagswassergebühren maßgeblichen Faktoren werden 
unter Berücksichtigung des Grades der Wasserdurchlässigkeit für die einzelnen Versiege-
lungsarten wie folgt festgesetzt: 
 
Versiegelungsart        Faktor: 
 
1.  Dächer 
 
1.1 Standarddach (flach oder geneigt)     1,0 
 
1.2 Gründach mit extensiver Begrünung     0,5 
 bei einer Schichtstärke ab 8 Zentimeter 
 
1.3 Grünüberdeckungen mit intensiver Begrünung   0,0 
 bei einer Schichtstärke ab 30 Zentimeter 
 z. B. Dachgärten, bei ebenerdigen Tiefgaragen 
 
 
2.  Befestigte Flächen 
 
2.1 Asphalt, Beton, Pflaster mit Fugenverguss    1,0 
 
2.2 Pflaster, Platten, Verbundsteine     0,8 
 
2.3 Rasengitterstein, Rasenfugenpflaster, Splittfugenpflaster,  
 Porenpflaster, Schotterrasen      0,3 
 
2.4 Kies, Schotter        0,0 
 
 
3.  Andere Versiegelungsarten 
 
 Für versiegelte Flächen anderer Art gilt derjenige oben genannte Faktor, der der in 

Ziffer 1 und 2 genannten Versiegelungsart in Abhängigkeit vom Wasserdurchlässig-
keitsgrad am nächsten kommt. Weisen die Gebührenschuldner einen anderen Versie-
gelungsgrad nach, kann im Einzelfall ein anderer Faktor angesetzt werden. 

 
 
4. Versickerungsanlagen 
 
 Mulden/Mulden-Rigolen-Systeme mit Notüberlauf und  
 Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage und einem 
 Stauraumvermögen von mindestens 2,0 m³ je 100 m²  
 angeschlossener reduzierter versiegelter Fläche   0,2 
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